
Recht am eigenen Bild – Umgang mit
Bildern im Arbeitsleben

Der Umgang mit Bildaufnahmen ist
vor allem durch die neuen technischen
M�glichkeiten, die aktuelle Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts, aber
auch durch die am 6. August 2004 in
Kraft getretene Vorgabe des § 201 a StGB
in der Diskussion. Mit den modernen Tech-
niken, wie Internet und E-Mail, aber auch
dem verst�rkten Einsatz von digitalen
Kameras, Webcams, Fotohandys, der Bear-
beitung und �bertragung von Bildern mit
Hilfe von Computern, muss der Daten-
schutz hier verst�rkt in den Blickpunkt
r�cken.

Ein Blick ins Internet zeigt, dass auf
den Homepages der Unternehmen und
Beh�rden auch Bilder der Besch�ftigten
eingestellt sind. Auch in den Intranets (in-
terne Netzwerke) werden Fotos der Be-
sch�ftigten gespeichert.

L�ngere Tradition als das Internet hat
in den Betrieben/Beh�rden der Einsatz
von Videoanlangen und der damit verbun-
denen Verarbeitung von Bildern. Sch�tzun-
gen gehen davon aus, dass die Betriebe
etwa 400.000 Anlagen aufgebaut haben,
die �ffentlichen Stellen etwa 40.0001). So
werden Kameras in Banken im Bereich der
Geldautomaten und Kassen, in Kaufh�u-
sern, Parkh�usern, Fahrst�hlen, Taxen und
auch Tankstellen installiert. Zunehmend
kommen Kameras auch auf und an Am-
peln in St�dten oder an Autobahnen zum
Einsatz. Aber auch im Bereich der Arbeits-
pl�tze, wie z.B. auf Firmenparkpl�tzen, in
Eingangsbereichen sowie in Produktions-
und Lagerbereichen wird Video�berwa-
chung eingesetzt.

Die rechtlichen Vorgaben, die bei der
Erstellung, Speicherung, Weitergabe oder

Ver�ffentlichung von Bildnissen zur An-
wendung kommen k�nnen, machen deut-
lich, dass dem Gesetzgeber der Schutz des
Bildes von besonderer Bedeutung ist.
Gleichzeitig f�hren die gesetzlichen Vor-
gaben und deren jeweiliger Anwendungs-
bereich zu einer gewissen Un�bersichtlich-
keit. Folgende Vorgaben sind u.a. zu
beachten:
d das allgemeine Pers�nlichkeitsrecht
d das Kunsturhebergesetz
d der § 201 a StGB
d das BDSG.

Werden Bilder in Beh�rden/Betrieben
mittels technischer �berwachungseinrich-
tungen, wie z.B. Videoanlagen, verarbeitet,

1) Die Zahlen stammen aus: Friedrich von Zezschwitz,

Hesssicher Datenschutzbeauftragter, Video�berwachung –
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kommt zudem das Mitbestimmungsrecht
der Interessenvertretung zum Tragen.

1. Allgemeines Pers�nlich-
keitsrecht

Bei Herstellung, Speicherung, Ver�n-
derung und Weitergabe von Bildern ist
das allgemeine Pers�nlichkeitsrecht zu be-
achten, das in Art. 2 Abs. 1 in Verbindung
mit Art 1 Abs. 1 Grundgesetz verankert ist.
Bei diesem allgemeinen Pers�nlichkeits-
recht handelt es sich um ein Rahmenrecht,
dessen Umfang und Grenzen sich nicht
eindeutig bestimmen lassen. Das allge-
meine Pers�nlichkeitsrecht umfasst u.a.
d das Recht am gesprochenen Wort,
d das Recht an der Intim- und Privat-

sph�re,
d das Recht auf informationelle Selbstbe-

stimmung
d das Recht am eigenen Bild.

Das vom Bundesverfassungsgericht
entwickelte Recht auf informationelle
Selbstbestimmung findet auch auf alle
Maßnahmen von Video�berwachung, Auf-
nahme und Weitergabe von Bildern An-
wendung. Informationelles Selbstbestim-
mungsrecht bedeutet, dass jede Person
selbst entscheiden kann, welche Daten von
ihr erhoben, verarbeitet oder �bermittelt
werden. Durch den Einsatz von Techniken,
wie z.B. Video�berwachung im Betrieb,
kann dieses informationelle Selbstbestim-
mungsrecht massiv ber�hrt sein. So �ußert
sich das Bundesverfassungsgericht folgen-
dermaßen: „Wer unsicher ist, ob abweichen-
de Verhaltensweisen jederzeit notiert oder
als Informationen dauerhaft gespeichert,
verwendet oder weitergeben werden, wird
versuchen, nicht durch solche Verhaltens-
weisen aufzufallen.“2)

Das Recht am eigenen Bild sch�tzt
nicht nur vor jeder Art unbefugter Verbrei-
tung und Ver�ffentlichung, sondern auch
vor jeder Art der unbefugten Anfertigung
eines Bildes einer Person. Dieses allgemeine
Pers�nlichkeitsrecht in seiner Ausgestaltung
als Recht am eigenen Bild oder als Recht
auf informationelle Selbstbestimmung kann
jedoch durch den Schutz anderer Rechtsg�-
ter des Arbeitgebers eingeschr�nkt werden.
So genießen z.B. das Eigentum (Art. 14
Abs. 1 GG) und unternehmerische Bet�ti-
gungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) ebenso
einen grundrechtlichen Schutz wie das all-
gemeine Pers�nlichkeitsrecht3). So kann z.B.
die Beobachtung von Produktionsprozessen

oder aus Sicherheitsgr�nden (Geb�ude-
sicherung) Video�berwachung zul�ssig sein.

2. Das Kunsturhebergesetz
(KUG)

Das so genannte KUG – „Gesetz be-
treffend das Urheberrecht an Werken der
bildenden K�nste und Photographie“ –
stammt aus dem Jahre 1907. Den Anstoß
f�r den Schutz der Pers�nlichkeitsrechte
gab nicht in erster Linie die Erfindung der
Fotografie, sondern Ausl�ser war vielmehr
der so genannte Bismarck-Fall. Zwei Jour-
nalisten drangen in das Sterbezimmer von
Otto von Bismarck ein, fotografierten den
Verstorbenen und ver�ffentlichten die Fo-
tos4). Aus der �ffentlichen Emp�rung �ber
diesen Vorgang entstand die gesetzgebe-
rische Diskussion und das KUG. Als 1965
das Urheberrecht neu geregelt wurde,
kam es zur Aufhebung des KUG, und zwar
„soweit es nicht den Schutz von Bildnissen
betrifft“ (§ 141 Nr. 5 UrhG). Das heißt,
dass vor allem die §§ 22 ff. des KUG von
Bedeutung sind. Das KUG untersagt eine
Verbreitung und �ffentliche Zurschaustel-
lung von Personenbildnissen, sofern keine
Einwilligung des Abgebildeten oder nach
seinem Tod der Angeh�rigen vorliegt.

Auszug aus:
Gesetz betreffend das Urheberrecht
an Werken der bildenden K�nste und
der Photographie
Vom 9. Januar 1907 (RGBl. S. 7).

§ 22 (Recht am eigenen Bild)
Bildnisse d�rfen nur mit Einwilligung
des Abgebildeten verbreitet oder �f-
fentlich zur Schau gestellt werden. Die
Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt,
wenn der Abgebildete daf�r, dass er
sich abbilden ließ, eine Entlohnung er-
hielt. Nach dem Tode des Abgebildeten
bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jah-
ren der Einwilligung der Angeh�rigen
des Abgebildeten. Angeh�rige im
Sinne dieses Gesetzes sind der �berle-
bende Ehegatte und die Kinder des
Abgebildeten, und wenn weder ein
Ehegatte noch Kinder vorhanden sind,
die Eltern des Abgebildeten.
§ 23 (Ausnahmen zu § 22)
(1) Ohne die nach § 22 erforderliche
Einwilligung d�rfen verbreitet und zur
Schau gestellt werden:

1. Bildnisse aus dem Bereich der Zeit-
geschichte;

2. Bilder, auf denen die Personen nur als
Beiwerk neben einer Landschaft oder
sonstigen �rtlichkeiten erscheinen;

3. Bilder von Versammlungen, Aufz�-
gen und �hnlichen Vorg�ngen, an
denen die dargestellten Personen
teilgenommen haben;

4. Bildnisse, die nicht auf Bestellung
angefertigt sind, sofern die Verbrei-
tung oder Schaustellung einem h�-
heren Interesse der Kunst dient.

(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch
nicht auf eine Verbreitung und Schau-
stellung, durch die ein berechtigtes In-
teresse des Abgebildeten oder, falls
dieser verstorben ist, seiner Angeh�ri-
gen verletzt wird.
§ 33 (Strafvorschrift)
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
entgegen den §§ 22, 23 ein Bildnis ver-
breitet oder �ffentlich zur Schau stellt.
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

Das KUG dient dem Schutz der Pers�n-
lichkeitsrechte und schr�nkt insoweit das
Urheberrecht ein, so dass die Freiheit des
Einzelnen gesch�tzt wird, selber zu entschei-
den, ob und unter welchen Umst�nden sein
Bild ver�ffentlicht werden darf. Dabei ist es
unerheblich, welche Interessen des Abgebil-
deten hinter seiner Entscheidung stehen,
eine Ver�ffentlichung nicht zu dulden.

Nach dem KUG gibt es jedoch auch
Ausnahmen, die eine Verbreitung von Ab-
bildungen auch ohne Einwilligung legiti-
mieren. Ausnahmen gelten f�r
d Bildnisse aus dem Bereich der Zeitge-

schichte,
d Bilder, auf denen die Personen nur als

Beiwerk neben einer Landschaft oder
sonstigen �rtlichkeiten zu sehen ist,

d Bilder von Versammlungen oder Auf-
z�gen, an denen die dargestellten Per-
sonen teilgenommen haben und

d Bildnisse, deren Verbreitung und Zur-
schaustellung einem h�herem Interesse
der Kunst dient.

Alle diese Ausnahmen stehen jedoch
unter der Vorgabe, dass die Verbreitung
oder Zurschaustellung nicht berechtigte

2) BVerfG v. 15. 12. 1983, NJW 1984, S. 422.

3) Vgl. BAG, Urteil v. 27. 3. 2003, AiB 2004, 764.

4) Vgl. Helle, Besondere Pers�nlichkeitsrechte im Privat-

recht, S. 45.
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Interessen des Abgebildeten oder seiner
Angeh�rigen verletzt. Wer entgegen die-
sen Vorschriften ein Bildnis verbreitet oder
�ffentlich zur Schau stellt, kann auf An-
trag strafrechtlich verfolgt werden.

Aus dem KUG ergibt sich u.a., dass
das Einstellen von Bildern der Besch�ftig-
ten ins Internet oder die Nutzung von Bil-
dern in Werbeprospekten oder Zeitungen
der Dienststelle der vorherigen Einwilli-
gung bedarf.

3. § 201 a StGB

Der neue § 201 a StGB regelt die Ver-
letzung des h�chstpers�nlichen Lebensbe-
reichs durch Bildaufnahmen. Diese gesetz-
liche Regelung ist seit dem 6. 8. 2004 in
Kraft und soll Personen sch�tzen, die sich
in nicht �ffentlichem Raum aufhalten. Der
§ 201 a StGB sch�tzt den Betroffenen in
seinem Recht am eigenen Bild, sofern sich
diese Personen bei einem Aufenthalt in
einer Wohnung oder in sonstigen gegen
Einblick besonders gesch�tzten Raum be-
findet. Der § 201 a StGB regelt erg�nzend
zum KUG das Herstellen und �bertragen
von Bildaufnahmen. Der Schutz wird mit
dem Begriff des h�chstpers�nlichen Le-
bensbereichs konkretisiert. Es wird also der
Bereich der privaten Lebensgestaltung vor
unbefugten Bildaufnahmen gesch�tzt.

Ob der § 201 a StGB im Arbeitsbe-
reich zu Anwendung kommt, h�ngt davon
ab, ob man diesen Bereich zum h�chstper-
s�nlichen Lebensbereich zuordnen wird.

§ 201 a StGB
Verletzung des h�chstpers�nlichen
Lebensbereichs durch Bildaufnahme

1) Wer unbefugt von einer anderen Per-
son, die sich in einer Wohnung oder
einem gegen Einblick besonders ge-
sch�tzten Raum befindet, unbefugt
Bildaufnahmen herstellt oder �ber-
tr�gt und dadurch deren h�chst-
pers�nlichen Lebensbereich verletzt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

2) Ebenso wird bestraft, wer eine durch
eine Tat nach Abs. 1 hergestellte
Bildaufnahme gebraucht oder ei-
nem Dritten zug�nglich macht.

3) Wer eine befugt hergestellte Bild-
aufnahme von einer andern Person,
die sich in einer Wohnung oder ei-
nem gegen Einblick besonders ge-

sch�tzten Raum befindet, unbefugt
gebraucht oder einem Dritten zu-
g�nglich macht und dadurch deren
h�chstpers�nlichen Lebensbereich
verletzt, wird mit Freiheitsstrafe oder
Geldstrafe bestraft.

4) Die Bildtr�ger sowie die Bildaufnah-
meger�te oder andere technische
Mittel, die der T�ter oder Teilnehmer
verwendet haben, k�nnen eingezo-
gen werden. § 74 a ist anzuwenden.

4. Schutz durch das BDSG

Das BDSG enth�lt mit seiner Novellie-
rung im Jahre 2001 eine Spezialregelung
zum Videoeinsatz in �ffentlich zug�nglichen
R�umen. F�r nicht �ffentlich zug�ngliche
R�ume gelten die allgemeinen Vorschriften
des BDSG.

4.1 Spezialvorgabe des § 6 b BDSG

In § 6 b Abs. 1 BDSG ist die Beobach-
tung �ffentlich zug�nglicher R�ume mit op-
tisch-elektronischen Einrichtungen (Video-
�berwachung) geregelt. Die Verarbeitung
und Nutzung von Daten (Aufzeichnung
und Speicherung) werden gesondert in § 6
Abs. 3 und 5 BDSG5) geregelt.

In § 6 b BDSG wird unterschieden zwi-
schen der Beobachtung (Abs. 1) und der
Aufzeichnung in Form von Verarbeitung
und Nutzung (Abs. 3). So gen�gt die reine
Beobachtung, ohne dass eine Aufzeichnung
der Bilder erfolgen muss, f�r die Anwen-
dung des § 6 b BDSG aus. Unter Beobach-
tung ist jede T�tigkeit zu verstehen, die
darauf gerichtet ist, Geschehnisse und Per-
sonen mit Hilfe geeigneter Ger�te und Ein-
richtungen zu �berwachen. Im Unterschied
zum Erheben setzt Beobachten nicht not-
wendigerweise eine Erfassung personenbe-
zogener Daten voraus. Dieses hat aber auch
zur Folge, dass das Aufstellen oder Anbrin-
gen von Kameraattrappen, so genannten
Dummies, nicht der Regelung des § 6 b
BDSG unterliegt, denn Voraussetzung ist die
Beobachtung mittels einer optisch-elektroni-
schen Einrichtung.

Voraussetzung f�r die Anwendung die-
ser Regelung ist die Installation der Video-
�berwachungs-Anlage in �ffentlich zu-
g�nglichen R�umen. Sowohl in der
Rechtsprechung als auch in der Literatur
gibt es keine Definition des Begriffs „�ffent-
lich zug�nglicher Raum“. Meistens werden,
wie auch in der Gesetzesbegr�ndung zum

BDSG, nur Beispiele aufgez�hlt. In der
Gesetzesbegr�ndung werden „Bahnsteige,
Ausstellungsr�ume eines Museums, Ver-
kaufsr�ume oder Schalterhallen“ genannt.
Entscheidend f�r die Anwendung der Rege-
lung ist nicht, dass es Einrichtungen (inner-
halb oder außerhalb von Geb�uden) sind,
die im �ffentlichen Eigentum stehen, son-
dern dass es sich um Bereiche handelt, die
ohne jede Voraussetzung von jedermann ge-
nutzt werden k�nnen. Im Gegensatz dazu ist
bei einem nicht �ffentlich zug�nglichen
Raum der Kreis der Personen, der Zutritt hat,
begrenzt. So sind Beh�rden-, Firmen- oder
Werksgel�nde typischerweise keine �ffent-
lich zug�nglichen R�ume. Davon ist in je-
dem Fall auszugehen, wenn durch Schilder
am Werksgel�nde darauf hingewiesen wird,
dass nur Befugten der Zutritt erlaubt ist. Im
Einzelfall kann jedoch „Firmengel�nde“ �f-
fentlich zug�nglicher Raum sein, wenn z.B.
ein Unternehmen in seinem Eingangsbe-
reich (Treppenhaus, Foyer) Kunstausstellun-
gen durchf�hrt und jede Person Zutritt hat.
Hier ist es geradezu gewollt, dass diese Be-
reiche �ffentlich zug�nglich sind.

Die Kontrolle muss durch optisch-elek-
tronische Einrichtungen erfolgen. Hierun-
ter fallen wohl in erster Linie festinstallierte
Videokameras und Webcams. Kameras,
Ferngl�ser und moderne Fotoapparate sind
wohl nicht mit einzubeziehen, da es sich
nicht um „Einrichtungen“ handelt. Denn bei
Einrichtungen muss es sich um festinstal-
lierte oder aufgestellte �berwachungssys-
teme handeln. Wie bereits erw�hnt fallen
Attrappen nicht unter diese Regelung.

Das BDSG enth�lt in § 6 b Abs. 1 drei
Vorgaben f�r die Zul�ssigkeit von Video-
Beobachtung. Diese bilden die Grundlage
f�r die rechtm�ßige Verwendung von Video-
anlagen. Die Video-Beobachtung �ffentlich
zug�nglicher R�ume ist zul�ssig, soweit sie
1. zur Aufgabenerf�llung �ffentlicher Stel-

len,
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder
3. zur Wahrnehmung berechtigter Interes-

sen f�r konkret festgelegte Zwecke
erforderlich ist.

Die Beobachtung �ffentlich zug�ng-
licher R�ume ist zul�ssig, soweit sie zur
Aufgabenerf�llung �ffentlicher Stellen
(des Bundes) erforderlich ist (§ 6 b Abs. 1
Nr. 1 BDSG). Diese Regelung gilt nur f�r
�ffentliche Stellen, und zwar soweit be-

5) Die Landesdatenschutzgesetze enthalten entsprechen-

de Regelungen.

Der Personalrat 12/05

494 Personalratsarbeit



reichsspezifische Gesetze des Bundes Re-
gelungen zur Video�berwachung enthal-
ten. Mit dem Begriff „Aufgabenerf�llung“
sind die gesetzlichen Aufgaben gemeint.
Bereichsspezifische gesetzliche Regelun-
gen zur Video�berwachung gehen dem
§ 6 b BDSG vor und sind hier nicht ge-
meint. D.h. die Video�berwachung muss
sich nicht direkt aus einem Gesetz erge-
ben, sondern es reicht aus, wenn die Vi-
deo�berwachung einen gesetzlichen Auf-
trag unterst�tzt. Unter diese Regelung
f�llt z.B. die Video�berwachung, mit der
die Funktionsf�higkeit �ffentlich zug�ng-
licher R�ume gew�hrleistet werden kann,
die zur Aufgabenerf�llung der �ffentlichen
Stellen des Bundes verwendet werden
(„Geb�udesicherheit“, „Zugangskontrolle“).

Zur Wahrnehmung des Hausrechts
werden Videobeobachtungen eingesetzt,
die dazu dienen, Straftaten (Diebstahl,
Sachbesch�digungen) zu verhindern oder
aufzukl�ren. Hierzu z�hlt auch die �ber-
wachung von Hausverboten. Zivilrechtlich
ergibt sich das Hausrecht aus den Ab-
wehranspr�chen des Eigent�mers nach
§§ 859 ff., 904, § 1004 BGB. Gr�nde und
Schranken k�nnen sich aus spezialgesetzli-
chen Bestimmungen wie bspw. dem Miet-
recht (§ 535 BGB) oder dem Wohnungs-
eigent�mergesetz (§ 21 WEG) ergeben.

Der Begriff „Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen“ ist erst im Laufe des Gesetz-
gebungsverfahrens in das BDSG aufgenom-
men worden und dem § 28 Abs. 1 Nr. 2
BDSG entlehnt, der als Basis f�r eine recht-
m�ßige Datenverarbeitung dienen kann.
Was im Einzelfall ein berechtigtes Interesse
ist, entscheidet nicht allein die verantwortli-
che Stelle im eigenen subjektiven Ermessen.
Nach der Gesetzesbegr�ndung muss das In-
teresse objektiv begr�ndbar sein, was auch
bedeutet, dass das Interesse des Betroffenen
am Schutz seines Pers�nlichkeitsrechts Be-
r�cksichtigung finden muss. So kann bspw.
der Zweck der Diebstahlpr�vention keines-
falls die �berwachung von Toiletten oder
Umkleidekabinen rechtfertigen.

Zus�tzlich muss die Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen f�r konkret festgelegte
Zwecke erfolgen. Dieses bedeutet, dass im
Vorfeld (vor Installation der Videoanlage)
genau die Zwecke (z.B. Verhinderung von
Diebstahl) festgelegt werden m�ssen. Diese
festgelegten Zwecke, die im Grunde genom-
men schriftlich fixiert werden m�ssen (auch
wenn dies im BDSG nicht direkt vorgeschrie-
ben ist), d�rfen sp�ter nicht so ohne wei-

teres ver�ndert oder erweitert werden. So
kann eine Bank, die im Bereich der Geld-
automaten und Selbstbedienungsterminals
Kameras zur Verhinderung von Sachbesch�-
digung (Vandalismus) und Diebstahl ein-
setzt, die Daten nicht zur Messung (Beob-
achtung) von Kundenstr�men nutzen.

F�r alle drei Zul�ssigkeitsalternativen
setzt die Zul�ssigkeit der Video�ber-
wachung weiterhin voraus, dass sie zur Errei-
chung der in den einzelnen Punkten
genannten Zwecke erforderlich sind. Erfor-
derlichkeit heißt, dass mit der Video�berwa-
chung das beabsichtigte Ziel auch erreicht
werden kann und dass die �berwachung
notwendig ist. So ist bspw. in Warenh�usern
immer zu pr�fen, ob Diebstahlpr�vention
nicht durch andere Methoden zur Sicherung
der Waren erreicht werden kann. Diese not-
wendige Pr�fung ergibt sich u.a. auch aus
dem Gebot der „Datenvermeidung und
Datensparsamkeit“.

Die Beweislast f�r die konkrete und
rechtzeitige Festlegung der Zwecke liegt
bei der f�r die Videobeobachtung verant-
wortlichen Stelle. Kann sie keinen ausrei-
chenden Nachweis f�hren, ist die Video-
�berwachung unzul�ssig.

Auf die Rechtm�ßigkeit der Video-
�berwachung hinzuwirken, ist eine der
Aufgaben des beh�rdlichen Datenschutz-
beauftragten.

Findet Video�berwachung in �ffentlich
zug�nglichen R�umen statt, sind die Be-
troffenen zu informieren, ihnen „ist der
Umstand der Beobachtung durch geeignete
Maßnahmen erkennbar zu machen“ (§ 6 b
Abs. 2 BDSG). Was nun geeignete Maßnah-
men sind, entscheidet die Stelle, die Video-
�berwachung einsetzt. Man wird davon aus-
gehen m�ssen, dass Schilder, die groß
genug sein m�ssen und gut sichtbar ange-
bracht werden m�ssen, jedenfalls dann
geeignete Maßnahmen sind, wenn darauf
auch Piktogramme (f�r Fremdsprachler) und
der Name der verantwortlichen Stelle ange-
bracht sind. Unter Umst�nden muss die
„verantwortliche Stelle“ dann nicht auf dem
Hinweisschild angebracht werden, wenn
dieses Schild direkt am Eingangsbereich des
Geb�udes angebracht ist.

Durch diese Regelung des § 6 b
BDSG ist eine heimliche Video�berwa-
chung auch von Besch�ftigten, die sich in
diesen �ffentlich zug�nglichen R�umen
aufhalten (m�ssen), ausgeschlossen.

In § 6 b Abs. 3 BDSG sind die Zul�ssig-
keitsvoraussetzungen geregelt, nach denen

die Verarbeitung und Nutzung der im Wege
der Video-Beobachtung gewonnenen Daten
erlaubt sind. So kann aus der Zul�ssigkeit der
Beobachtungnicht auchschonaufdieZul�s-
sigkeit der Verarbeitung (hierzu geh�rt die
Speicherung und �bermittlung von Daten)
und Nutzung der Daten geschlossen werden.
Das heißt, dass dieses in einem gesonderten
Pr�fschritt festgestellt werden muss. So ist
die Verarbeitung und Nutzung von Daten,
die durch Videobeobachtung gewonnen
worden sind, nur zul�ssig, „wenn sie zum Er-
reichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist
und keine Anhaltspunkte bestehen, dass
schutzw�rdige Interessen des Betroffenen
�berwiegen“ (§ 6 b Abs. 3 BDSG). Nach der
Gesetzesbegr�ndung kommt der Interessen-
abw�gung herausragende Bedeutung zu:
Schutzw�rdige Interessen des Betroffenen
sind inbesondererWeiseber�hrt,wennauto-
matisierte Verfahren beispielsweise zum
Vergr�ßern und Herausfiltern einzelner Per-
sonen, zur biometrischen Erkennung, zum
Bildabgleich oder zur Profilerstellung einge-
setzt werden oder zu solchen Zwecken ver-
f�gbar sind. Denn derartige Maßnahmen
greifen in besonders gravierender Weise in
das informationelle Selbstbestimmungsrecht
des Betroffenen ein, so dass regelm�ßig das
Interesse des Betroffenen �berwiegt, nicht
zum Objekt automatisierter Verarbeitung ge-
macht zu werden. Zus�tzlich ist nach der
Gesetzesbegr�ndung folgender Grundsatz
zu ber�cksichtigen: Je leistungsf�higer die
M�glichkeiten automatisierter Auswertung
von Videoaufnahmen von Personen im Zuge
technischer Entwicklungen werden, desto
mehr Gewicht bekommt das informationelle
Selbstbestimmungsrecht des Betroffenen im
Rahmen des Abw�gungs- und Pr�fungs-
prozesses.

Zus�tzlich besteht eine Benachrichti-
gungspflicht, wenn die durch Video�ber-
wachung gewonnenen Daten einer Person
zugeordnet werden (§ 6 b Abs. 4 BDSG).

Die durch Video�berwachung gewon-
nenen Daten sind unverz�glich zu l�schen,
wenn sie zur Erreichung des Zweck nicht
mehr erforderlich sind oder schutzw�rdige
Interessen der Betroffenen einer weiteren
Speicherung entgegenstehen (§ 6 b Abs. 5
BDSG). So werden bei einer Video�ber-
wachung in einem Warenhaus zur Vermei-
dung von Diebst�hlen die Daten jeden
Abend gel�scht werden m�ssen, da die
Aussicht, Personen durch nichtzeitnahe
Auswertungen von Aufzeichnungen zu
fassen, so gut wie ausgeschlossen ist.
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4.2 Allgemeine Vorgaben des BDSG

Werden Videoanlagen nicht in �ffent-
lich zug�nglichen R�umen installiert, kom-
men die oben angesprochenen rechtlichen
Vorgaben nicht zur Anwendung. Es gelten
jedoch die allgemeinen Vorgaben des
BDSG. So sind, wenn die Besch�ftigten
von der Video�berwachung betroffen sind,
vor allem die § 4 Abs. 1 BDSG in Verbin-
dung mit § 28 BDSG6) und der § 4 Abs. 2
BDSG von Bedeutung. Nach § 4 Abs. 2
BDSG sind personenbezogene Daten beim
Betroffenen zu erheben7). Dieser Grund-
satz ist ein unmittelbarer Ausfluss des
Volksz�hlungsurteils und des informatio-
nellen Selbstbestimmungsrechts. Der Be-
troffene soll wissen, wer was wann �ber
ihn sammelt, speichert und verarbeitet.
Deshalb sind grunds�tzlich personenbezo-
gene Daten beim Betroffenen selbst und
nicht hinter seinem R�cken oder sonst
ohne sein Wissen zu erheben. „Beim Be-
troffenen“ bedeutet mit seiner Kenntnis
und seiner Mitwirkung. Durch diese Vorga-
be ist eine heimliche Video�berwachung
von Besch�ftigten ausgeschlossen.

Nach § 28 BDSG ist das Erheben,
Speichern, Ver�ndern oder �bermitteln
personenbezogener Daten oder ihre Nut-
zung als Mittel f�r die Erf�llung eigener
Gesch�ftszwecke zul�ssig
d wenn es der Zweckbestimmung des

Vertragsverh�ltnisses oder vertrags�hn-
lichen Vertrauensverh�ltnisses mit dem
Betroffenen dient,

d soweit es zur Wahrung berechtigter In-
teressen der verantwortlichen Stelle er-
forderlich ist und kein Grund zu der An-
nahme besteht, dass das schutzw�rdige
Interesse des Betroffenen an dem Aus-
schluss der Verarbeitung oder Nutzung
�berwiegt.

Eine Video�berwachung eines Besch�f-
tigten wird man nicht aus der Zweckbe-
stimmung seines Arbeitsvertrages herleiten
k�nnen. Zugleich ist das sch�tzw�rdige In-
teresse des Besch�ftigten gerade bei dieser
�berwachungstechnik hier h�her anzusie-
deln als das Interesse des Arbeitgebers (ver-
antwortliche Stelle). So wird ein Besch�ftig-
ter in der Regel von Video�berwachung nur
dann betroffen sein k�nnen, wenn z.B. es
um �berwachung von Kaufh�usern, Mu-
seen, Schwimmb�dern, Parkh�usern, Park-
pl�tzen geht. Diese Videoaufzeichnung ist
dann meist eine unbeabsichtigte Nebenfol-
ge anderer Zweckbestimmungen. In diesen

F�llen wird man z.B. durch den Abschluss
einer Dienstvereinbarung die Nutzung und
Auswertung der Besch�ftigtendaten regeln
bzw. unterbinden. Besonders sensible Be-
reiche m�ssen generell von Video�berwa-
chung freigehalten werden. Hierzu z�hlen
z.B. Einzelb�ros, Umkleidekabinen, Sanit�r-
bereiche sowie Untersuchungsr�ume in Kli-
niken und Praxen.

5. Beteiligungsrechte des
Personalrats

Der Personalrat hat dar�ber zu wachen,
dass die zugunsten der Besch�ftigten gel-
tenden Gesetze eingehalten werden (§ 68
Abs. 1 Nr. 2 BPersVG). Zu diesen Gesetzen
geh�ren auch das BDSG, KUG und StGB.
U.U. hat der Personalrat bei der Bildverarbei-
tung weitere Beteiligungsrechte. So ist der
Personalrat vor der Einf�hrung einer Video-
anlage in der Dienststelle rechtzeitig und
umfassend zu informieren (§ 68 Abs. 2
BPersVG). Folgende Informationen ben�tigt
der Personalrat in jedem Fall oder anders
und genauer ausgedr�ckt, folgende Infor-
mationen muss der Dienststellenleiter dem
Personalrat unaufgefordert zur Verf�gung
stellen:
d eingesetzte Ger�te, etwa Kameras, Mo-

nitore, Aufzeichnungsger�te, Standorte
der Ger�te

d betroffene Bereiche
d zugriffsberechtigte Personen
d bei Aufzeichnungen, etwa L�schungsfris-

ten, Aufbewahrungsort, Zugriff auf Auf-
zeichnungen (Personen, Bedingungen)

d Weitergabe an andere DV-Systeme
d die Vorabkontrolle, Zul�ssigkeitspr�fun-

gen und die datenschutzrechtliche Stel-
lungnahme des betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten

Neben dem Informationsrecht kommt
vor allem das Mitbestimmungsrecht nach
§ 75 Abs. 3 Nr. 17 BPersVG zum Tragen.
Denn bei Videoanlagen handelt es sich
um technische Einrichtungen, die geeignet
sind, Leistung oder Verhalten der Besch�f-
tigten zu �berwachen. Der Personalrat ist
immer dann zu beteiligen, wenn durch
eine Video�berwachung auch die Besch�f-
tigten betroffen sind. Bei der Aus�bung
des Mitbestimmungsrechts haben Dienst-
stellenleiter und Personalrat den Schutz
der Pers�nlichkeitsrechte zu beachten.
Nach aktueller Rechtsprechung des Bun-
desarbeitsgerichts8) bestimmt sich das zu-
l�ssige Maß einer Beschr�nkung des allge-

meinen Pers�nlichkeitsrechts nach dem
Grundsatz der Verh�ltnism�ßigkeit. Das
heißt, dass eine von den Betriebsparteien
getroffene Regelung (in diesem Fall in ei-
ner Betriebsvereinbarung) „geeignet, erfor-
derlich und unter Ber�cksichtigung der ge-
w�hrleisteten Freiheitsrechte angemessen
sein muss, um den erstreben Zweck zu er-
reichen.“ Geeignet ist eine Regelung dann,
wenn mit ihrer Hilfe der erstrebte Erfolg
gef�rdert werden kann. Hierzu steht den
Betriebsparteien ein gewisser Beurtei-
lungsspielraum zu. Erforderlich ist die Re-
gelung dann, wenn kein anderes, gleich
wirksames, aber das Pers�nlichkeitsrecht
weniger einschr�nkendes Mittel zur Verf�-
gung steht. Angemessen ist eine Regelung
dann, wenn sie verh�ltnism�ßig erscheint.
Es bedarf hier einer Gesamtabw�gung
zwischen der Intensit�t des Eingriffs in die
Pers�nlichkeitsrechte und dem Gewicht
der ihn rechtfertigenden Gr�nde.

So sollte der Personalrat sich die Vor-
abkontrolle des Datenschutzbeauftragten
kritisch anschauen und pr�fen, ob es nicht
schonendere Methoden als Video�berwa-
chung gibt. Falls der Einsatz einer Video-
anlage geboten ist, muss in einem weiteren
Schritt gepr�ft werden, ob Aufzeichnungen
erforderlich sind. Muss aufgezeichnet wer-
den, m�ssen die zugriffsberechtigten Perso-
nen und die L�schungsfristen vereinbart
werden. Zudem sollte auch nach dem Ab-
schluss der Vereinbarung und der Installa-
tion der Videoanlage die Verpflichtung des
Dienststellenleiters bestehen, sich nach
schonenderen Kontrollmethoden als Video-
�berwachung umzuschauen.

In einer Dienstvereinbarung sollten
vor allem die eingesetzten Ger�te mit
Standorten, die Modalit�ten einer m�g-
lichen Aufzeichnung von Daten, zugriffs-
berechtigte Personen und L�schungsfris-
ten abschließend geregelt werden. Es
sollte zudem ausgeschlossen werden, dass
die Besch�ftigten mittels Video�berwa-
chung kontrolliert werden.

Bruno Schierbaum
BTQ Niedersachsen

Donnerschweer Str. 84, 26123 Oldenburg
E-Mail: schierbaum@btq.de

6) Durch den Verweis des § 12 Abs. 4 BDSG gilt der

§ 28 BDSG auch f�r Besch�ftigte der �ffentlichen Stellen

des Bundes.

7) In § 4 Abs. 2 BDSG sind Ausnahmen vorgesehen, die

jedoch beim Videoeinsatz in Bezug auf Besch�ftigte nicht

zum Tragen kommen.

8) Vgl. BAG, Beschluss v. 29. 6. 2004 – 2 AZR 51/02.
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